



Mitteilungen des Arbeitskreises Blut des Bundesministeriums für Gesundheit
Zulassung von Spendewilligen 
mit körperlichen und/oder 
geistigen Einschränkungen
Stellungnahme
Bei der 77. Sitzung des  Arbeitskreises 
Blut am 24./25.02.2014  wurde 
 folgende Stellungnahme (S 13) 
 verabschiedet:
Jeder Blutspender erbringt einen wichti-
gen Beitrag zur Sicherstellung der Blut-
versorgung in Deutschland. Information, 
Aufklärung und Voruntersuchung von 
Spendewilligen haben eine hohe Bedeu-
tung und Priorität.
Im Sinne der rechtlichen und ethi-
schen Gleichstellung von Menschen mit 
körperlichen und geistigen Einschrän-
kungen muss eine Beteiligung dieser Per-
sonen an der Blutspende grundsätzlich 
ermöglicht und gefördert werden. Ent-
sprechend ist die Eignung zur Blutspen-
de bei Spendewilligen mit körperlichen 
und geistigen Einschränkungen in glei-
cher Weise zu überprüfen wie bei Spen-
dewilligen ohne solche Einschränkungen.
Die Richtlinien zur Gewinnung von 
Blut und Blutbestandteilen und zur An-
wendung von Blutprodukten (Hämothe-
rapie) legen die Kriterien zur Spender-
auswahl und somit zur Gewinnung von 
Blut- und Blutbestandteilen fest. Gemäß 
diesen Richtlinien sind die beiden nach-
folgenden Prinzipien immer gleichzeitig 
und gleichermaßen zu prüfen und um-
zusetzen:
F		der Erhalt des Wohls der Spendewil-
ligen und
F		die Unbedenklichkeit und optimale 
Sicherheit des gesammelten Blutes.
Gemäß den geltenden Richtlinien zur 
Gewinnung von Blut und Blutbestand-
teilen und zur Anwendung von Blutpro-
dukten (Hämotherapie) der Bundesärz-
tekammer ist bei jeder Voruntersuchung 
und Zulassung eines potenziellen Spen-
ders zu einer Blutspende zu prüfen,
1.  ob mit dieser Spende für den Betrof-
fenen ein zusätzliches erhöhtes Risi-
ko einhergeht und
2.  ob die Qualität und Sicherheit des 
entstehenden Arzneimittels beein-
trächtigt ist.
Diese Umsetzung der Richtlinien kann 
insofern nur medizinischen und arznei-
mittelrechtlichen Kriterien folgen und 
muss bei Spendewilligen ohne und mit 
körperlichen und/oder geistigen Ein-
schränkungen immer zu einer abgewo-
genen individuellen ärztlichen Entschei-
dung führen. Dabei ist vor jeder Blut-
spende festzustellen, ob eine erhöhte 
Gefährdung des Spenders anzunehmen 
ist oder ob die Einsichts- und Einwilli-
gungsfähigkeit eingeschränkt ist. Zudem 
muss ausgeschlossen werden, dass eine 
Einschränkung der Qualität und Sicher-
heit des Arzneimittels zu erwarten ist 
(wie z. B. durch Risikoexpositionen). In 
solchen Fällen kann eine Zulassung zur 
Spende nicht erfolgen.
Das Hinzuziehen einer Vertrauens-
person zum gemäß § 6 Transfusionsge-
setz verbindlichen vertraulichen Selbst-
ausschluss ist nicht zulässig.
Nach den Vorgaben der Hämothera-
pie-Richtlinien muss die ärztliche Per-
son beurteilen, ob die spendewillige Per-
son in der Lage ist, die Inhalte der Befra-
gung und der Einverständniserklärung 
angemessen zu verstehen. Ebenso darf 
bei Spendewilligen mit körperlichen Ein-
schränkungen ein erhöhtes bzw. zusätz-
liches Risiko für Spendekomplikationen 
nicht in Kauf genommen werden.
Grundsätzlich kann eine ganze Grup-
pe von Menschen mit Einschränkun-
gen, wie z. B. Erblindete oder Gehörlo-
se, nicht insgesamt zur Blutspende zuge-
lassen oder kollektiv von der Blutspende 
ausgeschlossen werden. Für jeden Spen-
dewilligen erfordert die Zulassung zur 
Blutspende stets die ärztliche Einzelfall-
entscheidung als eine aktuelle Beurtei-
lung unter Beachtung der Hämothera-
pie-Richtlinien.
Für den Arbeitskreis Blut
Dr. R. Offergeld, Vorsitzende
Prof. Dr. R. Burger
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